Formulierungsvorschläge Heft 9/2018
beitrag des monats: Auslandsberührung bei General- und Vorsorgevollmachten, Dr. Guido Kordel 

S. 312
Belehrung bei Vollmacht mit Auslandsbezug:

Herr X. handelt nicht im eigenen Namen, sondern im Namen von Herrn Y. aufgrund notarieller General- und Vorsorgevollmacht vom … (UR-NR. Notar …), die bei Beurkundung in Ausfertigung vorlag und von der eine hiermit beglaubigte Abschrift der heutigen Urkunde als Beleg beigefügt ist. Der Vollmachtgeber hatte nach Angaben des Herrn X. seinen gewöhnlichen Aufenthalt zum Zeitpunkt der Erteilung der Vollmacht in Paris, Frankreich. Nach den Angaben des Herrn X. ist der Vorsorgefall bereits eingetreten. Nach Angaben des Herrn X. lebt Herr Y. noch. Der amtierende Notar hat darauf hingewiesen, dass er nicht abschließend beurteilen kann, ob die Generalvollmacht wirksam erteilt ist, weil sie unter Umständen nach den anwendbaren kollisionsrechtlichen Vorschriften dem französischen Recht unterliegt. Der amtierende Notar hat die Beteiligten darüber belehrt, dass er ausländische Rechtsordnungen nicht kennt, nicht kennen muss und darüber auch nicht belehrt hat.

Der Notar hat die Beteiligten über die Risiken belehrt, die mit der möglichen Unwirksamkeit der Generalvollmacht verbunden sind. Er hat vorgeschlagen, die Beurkundung zurückzustellen, bis durch Einholung einer Rechtswahl des Vollmachtgebers in öffentlich beglaubigter Form Rechtssicherheit im Hinblick auf die Wirksamkeit der Vollmacht besteht. Die Beteiligten wünschten jedoch die sofortige Beurkundung und nehmen alle mit der möglichen Anwendbarkeit des ausländischen Rechts verbundenen Risiken in Kauf.
S. 313

Rechtswahl für das Vollmachtsstatut:

Ich bin ausschließlich deutscher Staatsangehöriger und habe meinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland.

Ich wähle für die von mir nachstehend erteilte General- und Vorsorgevollmacht gemäß Art. 15 Abs. 2 lit. a) des Haager Erwachsenenschutzübereinkommens (ESÜ) sowohl für die Vollmacht in vermögensrechtlichen Angelegenheiten als auch für die Vollmacht in persönlichen Angelegenheiten das deutsche Recht. Diese Rechtswahl des deutschen Sachrechts soll auch gelten, soweit die nachstehend erteilte General- und Vorsorgevollmacht nicht in den Anwendungsbereich des ESÜ fällt und daher Art. 8 EGBGB anwendbar ist.
Vollmacht zur Vornahme einer Rechtswahl:

Ich bin ausschließlich deutscher Staatsangehöriger und habe meinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland.

Ich bevollmächtige jeden der nachstehend Bevollmächtigten, jeden insoweit einzeln vertretungsberechtigt, für die ihm hier erteilte Vollmacht beliebig viele Rechtswahlen vorzunehmen und zu erklären, und zwar sowohl im Anwendungsbereich des ESÜ als auch im Anwendungsbereich von Art. 8 EGBGB, sowohl für meine vermögensrechtlichen als auch für meine persönlichen Angelegenheiten. Ich beschränke jedoch den Kreis der wählbaren

Sachrechte auf

– das deutsche Recht als das Recht meiner Staatsangehörigkeit,

– das Recht von Staaten, in denen sich meine Vermögensgegenstände befinden und 

– das Recht von Staaten, in denen ich in der Vergangenheit meinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte oder habe, also bisher auf das portugiesische, französische und deutsche Recht.

Der Notar hat darüber belehrt, dass der Notar ausländisches Recht nicht kennt und diesbezüglich auch nicht beraten hat. Er hat ferner darauf hingewiesen, dass unklar ist, ob die vorstehende Rechtswahl und die Bevollmächtigung zur Rechtswahl in Staaten, die dem ESÜ bisher nicht beigetreten sind, anerkannt wird.
jahresrückblick Immoblienkaufvertrag: Dr. Hans-Frieder Krauß, München
S. 316
Fälligkeitsregelung ab dem 1.7.2018 bei ungewisser GVO-Genehmigungsbedürftigkeit:

a) Die Eigentumsvormerkung ist zugunsten des Käufers imGrundbuch eingetragen.

b) Im Zeitpunkt der Eintragung gemäß a) ist kein Anmeldevermerk i. S. d. § 30b Abs. 1 Vermögensgesetz (VermG) eingetragen oder – sofern ein solcher eingetragen ist – die GVO-Genehmigung ist erteilt.

c)…

S. 324

Übergang des Jagdrechts:

Die Rechte und Pflichten nach Bundes- und Landesjagdgesetz werden bereits mit Besitzübergang vom Käufer übernommen bzw. an ihn abgetreten. Ab diesem Zeitpunkt haftet der Käufer für etwaige Wildschäden, hat jedoch Anspruch auf (zeitanteilige) Auskehr von Erlösen aus der Jagdnutzung aufgrund der Mitgliedschaft in der Jagdgenossenschaft XY.

Bei Vorliegen einer Eigenjagd: Die vom Verkäufer abgeschlossenen Japdpachtverträge, erteilten Jagderlaubnis- oder Begehungsscheine und Benennungen sind zu übernehmen; sie wurden dem Käufer bereits in Kopie übergeben.

praxisforum: Die Vorsorgevollmacht des Apothekers, Peter Becker
S. 334 

Vorsorgevollmacht als (General-)Handelsvollmacht nach § 54 HGB:

…

Diese Vollmacht bezieht sich auch auf mein im Handelsregister des Amtsgerichts…unter HRA…eingetragenes Einzelunternehmen unter der Firma „…-Apotheke“ mit Sitz in … . Die Vollmacht gilt in Bezug auf mein Unternehmen und mögliche Nachfolgegesellschaften als (General-)Handlungsvollmacht (§ 54 HGB). Sie berücksichtigt, dass Apotheker zur persönlichen Leitung einer Apotheke in eigener Verantwortung verpflichtet sind, und ist insoweit gegebenenfalls einschränkend auszulegen.

Der Bevollmächtigte ist insbesondere berechtigt

a) Handelsregisteranmeldungen jeder Art vorzunehmen,

b) mein Einzelunternehmen in andere Rechtsformen umzuwandeln, es ganz oder teilweise zu veräußern, zu verpachten oder es zu liquidieren,

c) sich selbst oder andere zu Prokuristen (auch mit dem Recht zur Veräußerung von Grundbesitz) zu bestellen und im Fall einer Umwandlung zu organschaftlichen Vertretern.

Die Aufzählung zu a) bis c) hat lediglich beispielhaften Charakter. Nach außen ist die Vollmacht umfassend, soweit dies rechtlich zulässig ist. Handlungsanweisungen im Innenverhältnis sollen dem Bevollmächtigten an dieser Stelle nicht erteilt werden.

Der Notar hat bereits an dieser Stelle u. a. darauf hingewiesen, dass

– Verstöße gegen § 7 ApoG (Grundsatz der persönlichen Leitung der Apotheke in eigener Verantwortung) zur Nichtigkeit des betreffenden Rechtsgeschäfts (auch der Vollmacht) führen können,

– die Apothekererlaubnis im Vorsorgefall regelmäßig erlischt, aber gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Fall 2 ApoG eine Verpachtung der Apotheke durch den Bevollmächtigten möglich ist.

…

